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(Mr. 1842.) Verordnung, betreffend die Ausübung der Priſengerichtsbarkeit aus Anlaß der 
oſtafrikaniſchen Blokade. Vom 15. Februar 1889. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen dc. 


verordnen auf Grund des F. 2 des Geſetzes vom 3. Mai 1884, betreffend die 
Priſengerichtsbarkeit (Reichs⸗Geſetzbl. S. 49), im Namen des Reichs, was folgt: 


I. Behoͤrden. 
91. 

Die Entſcheidung über die Rechtmäßigkeit der von dem deutſchen Geſchwader 
aus Anlaß der Blokade der oſtafrikaniſchen Küſte gemachten Priſen erfolgt: 

in erſter Inſtanz durch das Priſengericht in Zanzibar, 
in zweiter Inſtanz durch das Oberpriſengericht in Berlin. 

Die allgemeine Geſchäftsaufſicht über dieſe Gerichte ſteht dem Reichs⸗ 
kanzler zu. 

F. 2. 

Dem Priſengericht ſteht als Einzelrichter der Kaiserliche Generalkonſul in 
Zanzibar oder, im Falle ſemer Behinderung, derjenige Kaiſerliche Beamte vor, 
welcher ihn bei der Ausübung der Konſulargerichtsbarkeit zu vertreten hat. 

§. 3. 
Das Oberpriſengericht beſteht aus einem Vorſitzenden und ſechs Beiſitzern. 
F. 4. 

Bei dem Priſengericht wie bei dem Oberpriſengericht wird je ein Kaiſerlicher 
Kommiſſar beſtellt. 

Kaiſerlicher Kommiſſar bei dem Priſengericht iſt der Auditeur des Blokade⸗ 
geſchwaders, welcher im Behinderungsfalle durch einen vom Geſchwader-Chef zu 
bezeichnenden Offizier vertreten wird. 
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Ausgegeben zu Berlin den 19. Februar 1889. 


u RT en 


Die Kaiſerlichen Kommiſſarien haben den Anweiſungen des Reichskanzlers 
Folge zu leiſten. 
. 


Die Ernennung der Mitglieder des Oberpriſengerichts und ihrer Stell⸗ 
vertreter ſowie des Kaiſerlichen Kommiſſars bei dem Oberpriſengericht erfolgt durch 
Kaiſerliche Order. 

F. 6. 


Die erforderlichen Anordnungen hinſichtlich der Büreau⸗ und Unterbeamten, 
der Geſchäftsräume und der Büreaubedürfniſſe für das Oberpriſengericht werden 
vom Reichskanzler getroffen. 


II. Vorbereitendes Verfahren. 


N 

Ueber den Hergang bei der Aufbringung der Priſe wird dem Kaiſerlichen 
Konſulat in Zanzibar durch das Geſchwader-Kommando ſobald als thunlich 
Mittheilung gemacht. 

Dieſer Mittheilung werden eine von dem Befehlshaber, welcher die Priſe 
gemacht hat, abgefaßte oder zu Protokoll gegebene Darſtellung über das der 
Aufbringung zu Grunde liegende Sachverhältniß, ſowie etwaige Verhandlungen 
und Aufzeichnungen über die Ausſagen der ſonſt bei dem Hergang betheiligten 
Perſonen und außerdem etwa vorgefundene Schiffspapiere beigefügt. 

Falls die Priſe vernichtet oder untergegangen iſt, wird auch eine Ver⸗ 
handlung über dieſen Hergang eingereicht. 


F. 8. 
Die eingebrachte Priſe wird dem Kaiſerlichen Konſulat übergeben, welches, 
ſoweit thunlich unter Zuziehung des Schiffers, für Aufnahme eines Inventars 
und für Sicherung von Schiff und Ladung Sorge zu tragen hat. 


F. 9. 

Wenn es ſich ergiebt, daß die Priſe einer erheblichen Werthsverringerung 
ausgeſetzt iſt, oder ihre Aufbewahrung unverhältnißmäßige Koſten verurſachen 
würde, kann das Kaiſerliche Konſulat im Einvernehmen mit dem bei dem Priſen⸗ 
gericht beſtellten Kaiſerlichen Kommiſſar den öffentlichen Verkauf und die Hinter⸗ 
legung des Erlöſes veranlaſſen. 

In gleicher Weiſe werden Anträge erledigt, welche die Herausgabe von 
Schiff oder Ladung gegen Hinterlegung des Werthes betreffen. 

F. 10. 

Das Kaiſerliche Konſulat hat alle Thatſachen, welche für die Beurtheilung 
der rechtmäßigen Aufbringung der Priſe und für die Frage, inwieweit dieſelbe 
zu verurtheilen oder freizugeben iſt, noch von Erheblichkeit ſind, durch Aufnahme 
der Beweiſe mit möglichſter Beſchleunigung feſtzuſtellen. 


* — 


F. 11. 


Der Kaiſerliche Kommiſſar kann ſtets von dem Stande des vorbereitenden 
Verfahrens Kenntniß nehmen und den Verhandlungen beiwohnen. 

Nach Abſchluß des vorbereitenden Verfahrens ſind die Akten ohne Verzug 
dem Kaiſerlichen Kommiſſar zuzuſtellen. 

Der Kaiſerliche Kommiſſar kann ſowohl ſelbſtändig als durch Anträge 
bei dem Kaiſerlichen Konſulat weitere Erhebungen veranlaſſen. Erachtet er die 
Sache für ſpruchreif, ſo überreicht er die Akten dem Priſengericht mit einem 
ſchriftlichen Antrag. 


III. Verfahren vor dem Priſengericht. 


F. 12. 


Iſt der Antrag des Kaiſerlichen Kommiſſars auf Freiſprechung der Priſe 
gerichtet, fo erläßt das Priſengericht, inſoweit dasſelbe den Antrag für begründet 
erachtet, die freiſprechende Entſcheidung ohne mündliche Verhandlung. 


F. 13. 


Soweit nicht auf Grund des F. 12 eine Entſcheidung ergeht, hat das 
Priſengericht die Betheiligten ohne Verzug aufzufordern, ihre etwaigen Anſprüche 
binnen einer drei Wochen nicht überſteigenden Friſt durch Einreichung einer ſchrift— 
lichen Reklamation geltend zu machen. 

Die Aufforderung iſt durch Anheftung an die Gerichtstafel bekannt zu 
machen. 

1 Die Bekanntmachung gilt als bewirkt mit dem Ablauf des zweiten Tages 
nach erfolgter Anheftung. 

An die in Zanzibar ſich aufhaltenden ſowie an die ſonſt ohne Verzögerung 
des Verfahrens erreichbaren Betheiligten ſoll eine beſondere Bekanntmachung er⸗ 
folgen. Jedoch gilt auch dieſen Perſonen gegenüber die Bekanntmachung mit 
dem im Abſatz 3 bezeichneten Zeitpunkt als bewirkt. 


$. 14. 


Die Reklamation muß einen beſtimmten Antrag enthalten. 

Wohnt der Reklamant nicht in Zanzibar, fo ift, falls er nicht einen da⸗ 
ſelbſt wohnhaften Bevollmächtigten beſtellt hat, in der Reklamationsſchrift eine in 
Zanzibar wohnhafte und unter der deutſchen Konſulargerichtsbarkeit ſtehende Perſon 
zu bezeichnen, welche die für ihn beſtimmten Schriftſtücke in Empfang zu 
nehmen hat. 

Geſchieht dies nicht, ſo erfolgen alle Zuſtellungen bis zur nachträglichen 
Benennung durch Anheftung an die Gerichtstafel. 

Die Zuſtellung gilt als bewirkt mit dem Ablauf des zweiten Tages nach 
erfolgter Anheftung. 
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$. 15. 

Wenn Reklamationen bis zum Ablauf der Friſt nicht eingegangen ſind, 
wird die Entſcheidung ohne mündliche Verhandlung, jedoch nach Anhörung des 
Kaiſerlichen Kommiſſars erlaſſen. Iſt eine Reklamation rechtzeitig eingegangen, 
jo wird Termin zur mündlichen Verhandlung anberaumt, zu welcher der Kaiſer⸗ 
liche Kommiſſar und der Reklamant geladen werden. 

$. 16. 

Die Verlegung eines Termins, die Vertagung einer Verhandlung und die 
Anberaumung eines Termins zur Fortfegung der Verhandlung kann auf Antrag 
oder von Amtswegen erfolgen. 

ST, 

Der Reklamant kann ſich in dem Verfahren vor dem Priſengericht durch 
einen Bevollmächtigten vertreten laſſen. 

ler 

Die mündliche Verhandlung erfolgt unter Zuziehung eines vereideten Pro⸗ 
tokollführers. Das Protokoll muß die Namen der Anweſenden enthalten und 
den weſentlichen Hergang und Inhalt der Verhandlungen wiedergeben. 

§. 195 

Die auf Grund einer mündlichen Verhandlung ergehenden Entſcheidungen 
müſſen verkündet werden. Einer Zuſtellung an den Reklamanten bedürfen nur 
Endurtheile, ſowie nicht verkündete Beſchlüſſe. 


IV. Berufung. 
$. 20. 

Gegen das Endurtheil des Priſengerichts ſteht die Berufung an das Ober— 
priſengericht ſowohl dem Kaiſerlichen Kommiſſar als dem Reklamanten zu. 

Die Berufung muß bei dem Priſengericht binnen zwei Wochen nach Mit⸗ 
theilung der Entſcheidung ſchriftlich oder zu Protokoll eingelegt werden. 

Der Beſchwerdeführer muß binnen einer weiteren Friſt von zwei Wochen 
ſchriftlich oder zu Protokoll eine beſtummte Erklärung darüber abgeben, inwieweit 
er die Entſcheidung anfechten und deren Aufhebung beantragen will. Die Recht⸗ 
fertigung der Berufung kann mit der Einlegung verbunden werden. 

Die Rechtfertigungsſchrift des Reklamanten muß von ihm ſelbſt oder von 
ſeinem Bevollmächtigten unterzeichnet ſein. 

$. 21. 

Iſt die Berufung nicht rechtzeitig eingelegt oder iſt die Rechtfertigungsſchrift 
nicht in der vorgeſchriebenen Friſt oder Form angebracht, ſo hat das Priſengericht 
das Rechtsmittel durch Beſchluß als unzuläſſig zu verwerfen. Der Beſchwerde⸗ 
führer kann binnen zwei Wochen nach Zuſtellung des Beſchluſſes auf die Ent⸗ 
ſcheidung des Oberpriſengerichts antragen. In dieſem Falle ſind die Akten durch 


— — 


den Kaiſerlichen Kommiſſar an das Oberpriſengericht einzuſenden. Das letztere 
entſcheidet nach Anhörung des bei ihm beſtellten Kaiſerlichen Kommiſſars. 
$. 22. 

Iſt die Berufung rechtzeitig eingelegt und in der vorgeſchriebenen Friſt 
und Form gerechtfertigt, fo iſt die Berufungs- und Rechtfertigungsſchrift dem 
Gegner des Beſchwerdeführers zuzustellen. Dieſem ſteht frei, binnen zwei Wochen 
eine Gegenerklärung einzureichen. 

Auf die Gegenerklärung des Reklamanten findet die Vorſchrift des §. 20 
letzter Abſatz Anwendung. 

Nach Eingang der Gegenerklärung oder nach Ablauf der Friſt erfolgt durch 
den Kaiſerlichen Kommiſſar die Einſendung der Akten an das Oberpriſengericht. 
F. 23. 

Auf das Verfahren vor dem Oberpriſengericht finden die Beſtimmungen 
der §§. 186 bis 193, auf die Berathung und Abſtimmung die Vorſchriften der 
$$. 194 bis 199 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes entſprechende Anwendung. 

F. 24. 

Das Oberpriſengericht entſcheidet ohne mündliche Verhandlung nach An⸗ 
hörung des bei demſelben beſtellten Kaiſerlichen Kommiſſars. Vor Fällung des 
Endurtheils kann das Oberpriſengericht weitere Erhebungen anordnen. 

F. 25. 


Das Endartheil des Oberpriſengerichts iſt dem Reklamanten ſowie dem 
Kaiſerlichen Kommiſſar beim Oberpriſengericht zuzuſtellen. 


V. Allgemeine Beſtimmungen. 
$. 26. 

Endurtheile find mit Gründen zu verſehen und mit der Eingangsformel 

„Im Namen des Kaiſers“ auszufertigen. 
9-7. 

Die verurtheilte Priſe iſt, vorbehaltlich anderweiter Kaiſerlicher Anordnung, zu 
verkaufen. Der Verkauf wird durch das Kaiſerliche Konſulat in Zanzibar bewirkt. 

Die Verwendung des Erlöſes bleibt Kaiſerlicher Beſtimmung vorbehalten. 

F. 28. 

Auf die zu bewirkenden Zuſtellungen finden, ſoweit dieſe Verordnung nicht 
andere Beſtimmungen enthält, die Vorſchriften der Civilprozeßordnung über Zu- 
ſtellungen entſprechende Anwendung. 

Zuſtellungen an den Kaiſerlichen Kommiſſar erfolgen durch Vorlegung des 
zuzuſtellenden Schriftſtücks. 

Wenn mit der Zuſtellung der Lauf einer Friſt beginnt, ſo iſt der Tag der 
Vorlegung von dem Kaiſerlichen Kommiſſar auf der Urſchrift zu vermerken. 
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$. 29. 

Gerichts- und Verwaltungsbehörden haben innerhalb ihrer Zuſtändigkeit 
den Erſuchen der Priſenbehörden und der Kaiſerlichen Kommiſſare zu entſprechen. 
Auf die von den Gerichten zu leiſtenden Rechtshülfen finden die $$. 158 bis 167 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes entſprechende Anwendung. 

$. 30. 

Auf die Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen ſowie auf die 
Einnahme eines Augenſcheins finden die $$. 48 bis 93 der Strafprozeßordnung 
mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß die Beeidigung der Zeugen 
und Sachverſtändigen in der Regel bei ihrer erſten Vernehmung zu erfolgen hat 
und daß der Schiffer der Priſe nicht beeidigt wird. 

F. 31. 

Wird von einem der bei Schiff oder Ladung Betheiligten eine Handlung 
beantragt, mit welcher baare Auslagen verbunden ſind, ſo kann die Vornahme 
derſelben von der vorgängigen Zahlung eines zur Deckung dieſer Auslagen hin⸗ 
reichenden Vorſchuſſes abhängig gemacht werden. 

$. 32. 

Das Verfahren in Priſenſachen iſt gebühren⸗ und ſtempelfrei. 

Die in Priſenſachen mitwirkenden Beamten erhalten bei Dienſtreiſen 
außerhalb ihres Wohnortes aus Reichsmitteln Tagegelder und Fuhrkoſten, deren 
Höhe der Reichskanzler beſtimmt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 15. Februar 1889. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt von Bismarck. 


Berichtigung. 
Die Ueberſchrift des in Nr. 2 des Reichs⸗Geſetzblattes enthaltenen Geſetzes 
vom 2. Februar 1889 (Nr. 1841) hat zu lauten: 


Geſetz, betreffend Bekämpfung des Sklavenhandels und Schutz der 
deutſchen Intereſſen in Oſtafrika. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


